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IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Verwaltungsgericht Wien hat durch seinen Richter Dr. Oppel Utber die
Beschwerde der B. GmbH, vertreten Rechtsanwélte, vom 1.8.2018, gegen den
Bescheid des Magistrates der Stadt Wien, Magistratsabteilung 37, Baupolizei - ...,
vom 2.7.2018, ZI. ..., mit welchem gemall § 127 Abs. 8a iVm § 127 Abs. 8 lit. a
Bauordnung fur Wien (BO) die Baufuhrung zum Abbruch des Gebaudes

einzustellen war, am 5.11.2018 durch mindliche Verkiindung
zu Recht erkannt:

I. Gemall § 28 Abs. 2 VwGVG wird die Beschwerde abgewiesen und der

beschwerdegegenstandliche Bescheid bestatigt.

I1. Gegen dieses Erkenntnis ist gemal 8§ 25a VwGG eine ordentliche Revision an

den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4 B-VG unzuléassig.
Entscheidungsgriunde

Die Beschwerdefuhrerin hat mit dem Abbruch des Gebaudes auf der Liegenschaft
Wien, D.-StralRe, noch vor dem 30.6.2018 rechtmalig begonnen. Das Gebaude
liegt nicht in einer Schutzzone und die Abbrucharbeiten fur dieses Geb&ude

waren bei der bis einschliel3lich 29.6.2018 geltenden Rechtslage bewilligungsfrei.



Am 29.6.2018 wurde im Landesgesetzblatt fur Wien das Landesgesetz LGBI. fur
Wien Nr. 37/2018 kundgemacht, mit dem u.a. der Abbruch von Gebauden, die
vor dem 1.1.1945 errichtet wurden, einer Bewilligungspflicht unterworfen
wurden. Dieses Landesgesetz ist mit dem der Kundmachung folgenden Tag in

Kraft getreten.

Mit Bescheid vom 2.7.2018, ZI. ..., hat die Magistratsabteilung 37 gemal 8 127
Abs. 8a in Verbindung mit 8 127 Abs. 8 lit. a BauO fur Wien die Einstellung der
Abbrucharbeiten an dem obgenannten Gebaude verfugt. Dieser Bescheid wurde

der Beschwerdefuhrerin ihren Angaben zu Folge am 18.7.2018 zugestellt.

Gegen diesen Bescheid hat die Beschwerdefuhrerin rechtzeitig Beschwerde an
das Verwaltungsgericht Wien eingebracht und im Wesentlichen vorgebracht, sie
durfe die rechtmé&fRig begonnenen Abbrucharbeiten auch rechtmafRig zu Ende
fuhren. Die obgenannte Anderung der Bauordnung fiir Wien sei auf zum
Zeitpunkt ihres Inkrafttretens bereits rechtméalig begonnene Abbrucharbeiten

nicht anzuwenden.

Es wurde am 5.11.2018 eine mundliche Verhandlung durchgefiihrt, in dieser die
Sach- und Rechtslage erortert und das Erkenntnis anschlieBRend muandlich
verkiindet. Eine schriftliche Ausfertigung des mundlich verkindeten
Erkenntnisses wurde von der Beschwerdefuhrerin im Anschluss an die

Verkiindung verlangt.

Fest steht, dass das gegenstandliche Geb&ude vor dem 1.1.1945 errichtet wurde
und dass die Beschwerdefiuhrerin rechtmallig vor dem 30.6.2018 mit den

Abbrucharbeiten des gegenstandlichen Geb&udes begonnen hat.

Die Beschwerdefuhrerin hat bis dato weder eine Bescheinigung der
Magistratsabteilung 19 gemaR 8§ 62a Abs. 5a BauO fur Wien daruber, dass an der
Erhaltung des Bauwerkes infolge seiner Wirkung auf das oOrtliche Stadtbild kein
offentliches Interesse besteht, beantragt, noch gemald § 60 Abs. 1 lit. d BauO fur
Wien um Erteilung einer Abbruchbewilligung fir das gegenstédndliche Geb&ude

angesucht.



Das Verwaltungsgericht hat erwogen:

Das Landesgesetz LGBI. Nr. 37/2018 lautet:

,»Gesetz, mit dem die Bauordnung fur Wien geandert wird
Der Wiener Landtag hat beschlossen:
Artikel 1

Die Bauordnung fur Wien, LGBI. fur Wien Nr. 11/1930, zuletzt geandert durch das
Gesetz LGBI. fur Wien Nr. 27/2016, wird wie folgt geédndert:

1. In 8 7 Abs. 1 entfallt die Wortfolge ,,als in sich geschlossenes Ganzes*.

2. 8 60 Abs. 1 lit. d lautet:

»d) Der Abbruch von Bauwerken in Schutzzonen und Gebieten mit Bausperre sowie
der Abbruch von Geb&uden, die vor dem 1.1.1945 errichtet wurden, wenn der
Anzeige des Abbruchs gemalR § 62a Abs. 5a keine Bestitigung des Magistrats
angeschlossen ist, dass an der Erhaltung des Bauwerkes infolge seiner Wirkung
auf das Ortliche Stadtbild kein 6ffentliches Interesse besteht. Fur Bauwerke in
Schutzzonen und Gebaude, die vor dem 1.1.1945 errichtet wurden, darf die
Abbruchbewilligung nur erteilt werden, wenn an der Erhaltung des Bauwerkes
infolge seiner Wirkung auf das ortliche Stadtbild kein offentliches Interesse
besteht oder sein Bauzustand derart schlecht ist, dass die Instandsetzung
technisch unméglich ist oder nur durch wirtschaftlich unzumutbare
Aufwendungen bewirkt werden kann.*

3. Nach 8§ 62a Abs. 5 wird folgender Abs. 5a eingeflgt:

»(5a) Der Abbruch von Bauwerken in Schutzzonen und Gebieten mit Bausperre sowie
der Abbruch von Gebauden, die vor dem 1.1.1945 errichtet wurden, ist spatestens vier
Wochen vor dem geplanten Beginn der Arbeiten der Behérde vom Bauherrn schriftlich
anzuzeigen. Der Anzeige ist eine Bestatigung des Magistrats anzuschlieen, dass an der
Erhaltung des Bauwerkes infolge seiner Wirkung auf das ortliche Stadtbild kein
offentliches Interesse besteht. Nach Vorlage einer solchen Bestidtigung darf mit dem
Abbruch begonnen werden.*

Artikel 11
Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt mit dem seiner Kundmachung folgenden Tag in Kraft.”

Gemal 8 60 Abs. 1 lit. d BauO fur Wien in der Fassung des Landesgesetzes LGBI.
fur Wien Nr. 37/2018 ist fur den Abbruch von Gebauden, die vor dem 1.1.1945
errichtet worden sind, ab dem 30.6.2018 eine Abbruchbewilligung erforderlich,
soweit nicht eine Ausnahme von diesem Bewilligungserfordernis zum Tragen

kommt.

Eine solche Ausnahme ist gemald 8 60 Abs. 1 lit. d BauO fur Wien fur den Fall
vorgesehen, dass der Bauwerber eine Bescheinigung der Magistratsabteilung 19
gemal 8§ 62a Abs. 5a BauO fur Wien daruber, dass an der Erhaltung des
Bauwerkes infolge seiner Wirkung auf das ortliche Stadtbild kein oOffentliches

Interesse besteht, vorlegt. Eine solche Bescheinigung hat die Bauwerberin nicht



eingeholt. Die genannte Ausnahme vom Bewilligungserfordernis der

Abbrucharbeiten kommt daher nicht zum Tragen.

Eine weitere Ausnahme vom Bewilligungserfordernis der Abbrucharbeiten fur
solche Abbrucharbeiten, die vor dem 30.6.2018 rechtmalig begonnen wurden,
sieht das Gesetz nicht vor. Die Beschwerdefihrerin versucht in ihrem

Beschwerdevorbringen, eine solche Ausnahme interpretativ zu erschlie3en.

Nach Ansicht des Verwaltungsgerichtes ist dem Gesetz eine solche -—
ungeschriebene — Ausnahme vom Bewilligungserfordernis fir bereits vor dem

30.6.2018 rechtméalig begonnene Abbrucharbeiten jedoch nicht zu entnehmen.

Versuche, eine solche ungeschriebene Ausnahme aus einer ,Rechtskraft* des
Abbruchs ableiten zu kbnnen, scheitern rechtlich daran, dass die
gegenstandlichen Abbrucharbeiten vor dem Inkrafttreten des Landesgesetzes
LGBI. Nr. 37/2018 bewilligungsfrei waren und daher eine behordliche Erledigung,

die allenfalls einer Rechtskraft zuganglich sein kdnnte, gar nicht vorgesehen war.

Versuche, eine solche ungeschriebene Ausnahme aus einer verfassungsmaliigen
Interpretation der Gesetzesbestimmung abzuleiten, scheitern daran, dass es dem
Gesetzgeber zumindest grundséatzlich nicht verwehrt ist, auch solche
Abbrucharbeiten einer Bewilligungspflicht zu unterstellen, die bereits

bewilligungsfrei und insoweit rechtmallig begonnen wurden.

Zunéchst ist festzuhalten, dass eine Ruckwirkung des Gesetzes, zumindest im
technischen  Sinne, nicht vorliegt, weil die Bewilligungspflicht der
Abbrucharbeiten erst mit 30.6.2018 und somit nicht ruckwirkend in Kraft gesetzt

wurde.

Wenn die Beschwerdefuhrerin vorbringt, die obgenannte Bauordnungsnovelle
kénne auf bereits begonnene Abbrucharbeiten deswegen nicht anwendbar sein,
weil es in diesem Fall unmoglich sei, vor Beginn der Abbrucharbeiten eine
Bescheinigung geméal 8§ 62a Abs. 5a BauO fur Wien in der Fassung LGBI.
Nr. 37/2018 vorzulegen oder vor Beginn der Abbrucharbeiten geméafl § 60 Abs. 1
lit. d BauO fur Wien in der Fassung LGBI. Nr. 37/2018 einzuholen, so zeigt er



damit eine Rechtswidrigkeit des angefochtenen Bescheides nicht auf. Es ist
offenkundig, dass in diesen Fallen eine solche Bescheinigung nicht vor Beginn der
Abbrucharbeiten vorgelegt und eine solche Bewilligung nicht vor Beginn der
Abbrucharbeiten eingeholt werden kann. Dies hindert den Abbruchwerber jedoch
nicht, eine solche Bescheinigung oder eine solche Bewilligung ab dem Zeitpunkt

des Inkrafttretens der obgenannten Bauordnungsnovelle einzuholen.

Wenn die Beschwerdefuhrerin vorbringt, dass die Abbrucharbeiten bereits weit
fortgeschritten seien und sie unter anderem bereits Teile des Dachstuhles
abgebrochen habe, so ist dazu festzuhalten, dass das gegenstidndliche

Beschwerdeverfahren fur eine derartige Abwédgung keinen Raum bietet.

Es mag durchaus zutreffen, dass rechtméafRig begonnene Abbrucharbeiten bei
einer etwaigen Abwagung den Ausschlag fur den Abbruch geben. Eine solche
Abwagung bedarf jedoch eines entsprechenden Verfahrens, welches die
Beschwerdefuhrerin durch einen Antrag auf Bewilligung des Abbruches
einzuleiten hatte. In einem solchen Verfahren kodnnte beispielsweise
sachverstandig gepruft werden, wie weit die zuvor rechtmafRig begonnenen
Abbrucharbeiten fortgeschritten sind, und dies in die Abwagung mit einbezogen

werden.

Der durch die Magistratsabteilung 37 verhangte Baustopp hat diesbezuglich
lediglich die Funktion eines Provisorialverfahrens, ermdoglicht selbst eine solche

Interessensabwagung jedoch nicht.

Dadurch, dass die Anderung der BauO durch das Landesgesetz LGBI.
Nr. 37/2018 Bauwerbern, die mit Abbrucharbeiten von Geb&auden, die vor dem
1.1.1945 errichtet worden sind, bereits rechtm&fRig begonnen haben, mit
30.6.2018 die Verpflichtung auferlegt hat, fur die weiteren Abbrucharbeiten eine
Bewilligung einzuholen, greift der Gesetzgeber auch nicht in unmittelbarer und
unverhaltnisméaliger Weise in die Rechtsstellung der betroffenen Bauherren ein.
Der unmittelbare Eingriff besteht lediglich darin, dass sich der Bauherr einem
Bewilligungsverfahren stellen muss, in welchem eine nahere Abwagung der

beteiligten 6ffentlichen und privaten Interessen erfolgen kann.



Die Tatsache, dass sich der Bauherr einem solchen Bewilligungsverfahren zu
stellen hat, mag zwar einen unmittelbaren Eingriff darstellen, jedoch kann dieser
nicht unverhéltnismalig sein. Eine Abwagung gegensatzlicher Interessen dient
bereits grundsatzlich der Findung eines bestmoéglichen Interessensausgleichs.
Soweit der Eingriff daher lediglich darin besteht, dass sich der Bauherr einer
solchen Interessensabwéagung stellen muss, fehlt es an der
UnverhaltnismaRigkeit. Einem etwaigen fir den Bauherrn negativen Ausgang

einer solchen Interessensabwéagung fehlt es hingegen an der Unmittelbarkeit.

Nach Ansicht des Verwaltungsgerichtes obliegt es daher der Beschwerdefihrerin,
soweit sie nicht eine Bescheinigung gemalR 8 62a Abs. 5a BauO fur Wien in der
Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr. 37/2018 erlangen sollte, gemal 8 60
Abs. 1 lit. d BauO fur Wien in der Fassung des Landesgesetzes LGBI. Nr. 37/2018
die Bewilligung des Abbruches des Gebaudes zu beantragen und im Rahmen
dieses Bewilligungsverfahrens ins Treffen zu fihren, dass sie mit den

Abbrucharbeiten bereits rechtmallig nach alter Rechtslage begonnen hat.

Nach Ansicht des Verwaltungsgerichtes kann erst in einem solchen
Bewilligungsverfahren konkret gepruft werden, ob die Interessen der
Bauwerberin am Abbruch des Gebaudes etwaige offentliche Interessen am Erhalt
des selbigen uberwiegen. Insbesondere sind Falle denkbar, bei denen ein
Bauwerber einerseits noch keine nennenswerten Investitionen in den Abbruch
getatigt hat und damit etwaige Ruckbaukosten vernachlassigbar waren, und
andererseits ein weitaus Uberwiegendes oOffentliches Interesse am Erhalt des
Gebaudes besteht. Ob ein solcher Sachverhalt vorliegt oder nicht, st
gegebenenfalls im Bewilligungsverfahren zu prifen. Der vorlaufige Baustopp
bedeutet insoweit nur, dass fur einen etwaigen Abbruch ein anderes Verfahren
erforderlich ist, in dessen Rahmen derartige Fragen gepruft und derartige
Abwagungen vorgenommen werden kdénnen. Nach Ansicht des
Verwaltungsgerichtes wirde es die Funktion des vorlaufigen Baustopps als
Provisorialverfahren verkennen, derartige inhaltliche Prifungen und inhaltliche
Abwagungen in das Beschwerdeverfahren betreffend den vorlaufigen Baustopp

zu verlagern.



Kurz zusammengefasst, lag daher eine Ruckwirkung der mit 30.6.2018
eingefuhrten grundsatzlichen Bewilligungspflicht fir den Abbruch von Geb&uden,
die vor dem 1.1.1945 errichtet wurden, nicht vor. Wenn vor dem 30.6.2018
rechtmé&fRig begonnene Abbrucharbeiten an solchen Gebauden nicht in der Form
einer Ausnahme von der Bewilligungspflicht fir weitere Abbrucharbeiten
beriucksichtigt worden sind, so ist darin ein unmittelbarer Eingriff in das
Eigentumsrecht und das Recht auf Erwerbsausubungsfreiheit des
Gebaudeeigentumers nicht zu sehen, weil ein solches Bewilligungserfordernis
unmittelbar lediglich bedeutet, dass der Gebaudeeigentimer fir den weiteren
Abbruch eine Bewilligung einholen muss. Die verfassungsrechtlich allenfalls
erforderliche Interessensabwégung hat dann gegebenenfalls im Rahmen eines
solchen Bewilligungsverfahrens zu erfolgen. Vor einem allfalligen negativen
Ausgang eines solchen Bewilligungsverfahrens liegt daher nach Ansicht des
Verwaltungsgerichtes ein  unmittelbarer Eingriff in die Rechte des
Gebaudeeigentumers auf Eigentum und auf Erwerbsaustibungsfreiheit nicht vor.
Insbesondere lasst sich nach Ansicht des Verwaltungsgerichtes aus den
Grundrechten auf Eigentum und auf Erwerbsausitbungsfreiheit nicht ableiten,
dass es dem Landesgesetzgeber verwehrt ware, ab einem bestimmten Stichtag
Abbrucharbeiten, auch wenn diese bereits begonnen worden sind, einem
Bewilligungserfordernis zu unterstellen. Ein solches Bewilligungserfordernis
bedeutet an unmittelbarer Beeintrachtigung nur, dass der Gebaudeeigentimer
eine gewisse Verzogerung in Kauf nehmen und sich auf ein Bewilligungsverfahren
einlassen muss. Warum es dem Gebaudeeigentimer nicht zumutbar sein soll,
seinen behaupteten Anspruch auf Abbruch des Geb&udes in einem solchen
Bewilligungsverfahren durchzusetzen und der vorgesehene Rechtszug eines
solchen Bewilligungsverfahrens bereits eine Verletzung in seinen Grundrechten
sein soll, ist fur das Verwaltungsgericht nicht nachvollziehbar. Die behaupteten
verfassungsrechtlichen Bedenken an der Grundrechts- und Verfassungswidrigkeit
eines solchen Rechtszuges, in dem der Geb&udeeigentimer seinen behaupteten
Anspruch durchzusetzen hatte, sind daher fur das Verwaltungsgericht nicht

nachvollziehbar.

Der von der Magistratsabteilung 37 verhangte vorlaufige Baustopp ergab sich

daher unmittelbar aus der Anwendung des Gesetzes.



Zur Unzuldssigkeit der ordentlichen Revision ist zundchst auszufuhren, dass
verfassungsrechtliche Argumente wie insbesondere die behaupteten Eingriffe in
Grundrechte (Eigentum und Erwerbsausubungsfreiheit) keine Grinde darstellen,
die ordentliche Revision zuzulassen, weil die LOsung dieser Fragen in die
Zustandigkeit des Verfassungsgerichtshofes fallt. Allerdings sind, wie ausgefuhrt
wurde, beim Verwaltungsgericht keine Bedenken an der VerfassungsmalRigkeit
der anzuwendenden gesetzlichen Bestimmungen aufgetreten, zumal das
Verwaltungsgericht die diesbeziuglichen Bedenken der Beschwerdefihrerin nicht
geteilt hat. Zieht man diese verfassungsrechtlichen Aspekte ab, so bleiben im
Beschwerdeverfahren keine grundsatzlichen Rechtsfragen ubrig, weil sich das
Erfordernis, den vorlaufigen Baustopp zu verhangen, nach Einschétzung des

Verwaltungsgerichtes eindeutig aus dem Gesetz ergibt.

Belehrung

Gegen dieses Erkenntnis besteht die Moglichkeit der Erhebung einer Beschwerde
beim Verfassungsgerichtshof und/oder einer auf3erordentlichen Revision beim
Verwaltungsgerichtshof. Die Beschwerde bzw. Revision ist innerhalb von sechs
Wochen ab dem Tag der Zustellung der Entscheidung durch eine bevollméchtigte
Rechtsanwaltin bzw. einen bevollmé&chtigten Rechtsanwalt abzufassen und ist die
Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof und die aulRerordentliche Revision an
den Verwaltungsgerichtshof beim Verwaltungsgericht Wien einzubringen. Fur die
Beschwerde bzw. die Revision ist eine Eingabengebihr von je EUR 240,-- beim

Finanzamt fur Gebihren, Verkehrsteuern und Glicksspiel zu entrichten.

Es besteht die Maoglichkeit, Verfahrenshilfe fur das Verfahren vor dem

Verwaltungsgerichtshof bzw. Verfassungsgerichtshof zu beantragen.

Einer juristischen Person oder einem sonstigen parteifahigen Gebilde ist die
Verfahrenshilfe zu bewilligen, wenn die zur Fuhrung des Verfahrens
erforderlichen Mittel weder von ihr (ihm) noch von den an der Fuhrung des
Verfahrens wirtschaftlich Beteiligten aufgebracht werden kénnen und die
beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung nicht als offenbar

mutwillig oder aussichtslos erscheint.



Der Antrag auf Verfahrenshilfe ist fur ein Beschwerdeverfahren vor dem
Verfassungsgerichtshof unmittelbar beim Verfassungsgerichtshof einzubringen.
Fur ein aulBerordentliches Revisionsverfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof ist
der Antrag unmittelbar beim Verwaltungsgerichtshof einzubringen. Dies in beiden
Fallen jeweils innerhalb der oben genannten sechswdchigen Beschwerde- bzw.

Revisionsfrist.

Ferner besteht die Méglichkeit, auf die Revision beim Verwaltungsgerichtshof und
die Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof zu verzichten. Der Verzicht hat
ausdruicklich zu erfolgen und ist bei einem Verzicht auf die Revision dem
Verwaltungsgericht, bei einem Verzicht auf die Beschwerde bis zur Zustellung der
Entscheidung dem Verwaltungsgericht, nach Zustellung der Entscheidung dem
Verfassungsgerichtshof schriftlich bekanntzugeben oder zu Protokoll zu erklaren.
Der Verzicht hat zur Folge, dass eine Revision bzw. Beschwerde nicht mehr
zulassig ist. Wurde der Verzicht nicht von einem berufsméafigen Parteienvertreter
oder im Beisein eines solchen abgegeben, so kann er binnen drei Tagen

schriftlich oder zur Niederschrift widerrufen werden.

Dr. Oppel



	1. In § 7 Abs. 1 entfällt die Wortfolge „als in sich geschlossenes Ganzes“.

